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Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
Vierte Sitzung vom 12. November. 

Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung 
um 12), Uhr. Im Minifterrathe befinden ſich die 
Miniſter: v. Mühler, v. Selchow, Graf Eulenburg 
und v. d. Heydt. (Die Tribünen ſind ſehr ſpärlich 
beſetzt). N 

Der Präſident theilt mit, daß der Abg. v. 
Savigny (6. Oppelner Wahlbezirk) ſein Mandat nieder- 
gelegt hat. 

Die amerikaniſche Geſandtſchaft überſendet dem 
Abgeordnetenhauſe ein Exemplar des Buches, welches 
ſämmtliche auf den Tod des Präſidenten Lincoln be⸗ 
zügliche diplomatiſche Korreſpondenzen enthält „aus An- 
laß der damals von dem preuß. Abgeordnetenhauſe der 
nationalen Trauer in ſo rührender Weiſe kundgegebenen 
Theilnahme.“ 

Das Buch wird der Bibliothek des Hauſes einver- 
leibt werden. 

Der Präſident theilt ferner mit, daß er die 
Abſicht habe, mit der Vorberathung des Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats am Sonnabend zu beginnen und dieſelbe 
an drei Tagen jeder Woche fortzuſetzen, jo daß der 
Montag, Mittwoch und Sonnabend für die Kom- 
miſſions⸗Verhandlungen frei bleiben. — Der Antrag 
des Abg. Wölfel, wegen Aufhebung der SS. 3336, 
Th. I., Tit. II. Allg. Landrechts ſoll durch Schluß⸗ 
berathung erledigt werden, und der Präſident ernennt 
zu Referenten die Abgeordneten Lampugnani und Leſſe 
(Thorn). 

Der Abg. Graf Weſtarp giebt dem Hauſe 
Kenntniß von der in ſeiner amtlichen Stellung einge- 
tretenen Veränderung, von ſeiner Berufung zum Land⸗ 
droſten in Hannover, womit indeſſen weder eine Rang- 
unch eine Gehalts-Erhöhung verbunden ſei. Der Ab- 
geordnete glaubt deshalb zur Niederlegung ſeines Man- 
dats nicht verpflichtet zu ſein. — Das Schreiben wird 
der Geſchäfts-Ordnung⸗Kommiſſion zugewieſen. — Der 
Kultus-Miniſter vr Müh ler übberreicht hierauf 4 Ge- 
ſetz⸗Entwürfe, welche ſich auf die Vollsſchule beziehen. 
Der erſte Geſetz-Entwurf betrifft die Einrichtung und 
Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen. Dieſer 
Geſetz-Entwurf, jo fügt der Miniſter hinzu, iſt bereits 
in der vorigen Seſſion eingebracht worden, aber nicht 
zur Erledigung gekommen. Indeſſen ſind die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion des Herrenhauſes und die dazu einge- 
gangenen zahlreichen Petitionen einer weiteren, ſorg⸗ 
faltigen Prüfung unterzogen und jo weit als möglich 
berücksichtigt worden. Der Inhalt dieſes Geſetzes iſt 
zunächſt dahin gerichtet, die Verpflichtung zur Unterhal- 
tung der Vollsſchulen zu regeln und zwar auf der 
Baſis, welche der Art. 25 der Verfaſſungs-Urkunde 
vorſchreibt, daß die Gemeinden die Verpflichtung zur 
Unterhaltung haben. Wo dieſes Prinzip nicht zur An⸗ 
wendung kommt, wo keine Schulgemeinden exiſtiren, da 
wünſcht der Geſetz-Entwurf es bei der gegenwärtigen 
Einrichtung beſtehen zu laſſen, wenn nicht ein wirkliches 
Bedürfniß zur Anwendung hervortritt. Demnächſt hat 
der Geſetz-Entwurf die Dotationen der Lehrer zum 
Gegenſtande. Der Geſetz-Entwurf bringt die Frage 
noch nicht zum Abſchluß, er verweiſt vielmehr auf eine 
noch weitere Berathung. Da der Geſetz-Entwurf auch 
den Umfang der Verpflichteten mit einbegreift, ſo mußten 
darin auch die Gegenſtände, welche im Allgemeinen den 
Volks-Unterricht bilden ſollen, erwähnt werden. 

Der zweite Geſetz-Entwurf bezweckt die Aufhebung 
des Artikel 25 der Verfaſſungs⸗Urkunde: „In der 
öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unentgeltlich 
ertheilt.“ Schon das allgemeine Landrecht enthielt eine 
ähnliche Beſtimmung, doch iſt dieſelbe nur an wenigen 
Orten zur Geltung gekommen. Man hat die Erhebung 
des Schulgeldes für eine Nothwendigkeit erachtet und 
deshalb kann der Artikel 25 in ſeiner o bligatoriſchen 
Beſtimmung nicht aufrecht erhalten werden. Der frühere 
Geſetz-Entwurf berührte dieſe Frage nicht. Die Summe 
des Schulgeldes im preußiſchen Staate beträgt 3 Mil- 
lionen und dieſe können nicht entbehrt werden. 

Der dritte Geſetz-Entwurf betrifft die Penſionirung 
und die Penſionsberechtigung der Lehrer und Lehrerinnen 
an öffentlichen Volksſchulen. Das Minimum der Pen- 
ſion ſoll 120 Thlr. betragen. 

Der vierte Geſetz-Entwurf bezweckt die Erwei⸗ 
terung, Umwandlung und Neuerrichtung der Wittwen- 
und Waiſenkaſſen für Elementarlehrer. 

Der Miniſter ſchlägt Vorberathung der Geſetz⸗ 
entwürfe in einer Kommiſſion vor. — Der Präfident 
ſchlagt eventl. Ueberweiſung an die durch 7 Mitglieder 
derſtärkte Unterrichts⸗Ko nmiſſton vor. — Abgeordneter 

weſten beantragt Vorberathung der Vorlagen im Hauſe. 
enſo die Abgeordneten Richter und Graf Schwerin, 
welche indeſſen die Trennung der Berathung des Ver- 
aſſungsgeſetzes von den übrigen Vorlagen befürworten. 
e Abgeordneten Dr. Löwe, Techow und Bied ſprechen 
ſich fur den Vorſchlag des Präſidenten aus, ebenſo der Ab⸗ 
. v. Kirchmann. — Nach geſchloſſener Dis- 
genehmigte das Haus den Vorſchlag des Prä- 
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fidenten und verweiſt die ſämmtlichen Vorlagen a die 
durch 7 Mitglieder zu verſtärkende Unterrichts- 
miſſion. 

Der Miniſter der landwirthſchaftlichen Angeſſg 
heiten, von Selchow, überreicht 2 Geſetzen tai 
1) betreffend die wirthſchaftliche Zuſammenſtellun 
Grundſtücke in dem Bezirke des Juſtiz-Senats zu & 
breitenſtein; 2) einen Geſetzentwurf über die B 
von Waldgenoſſenſchaften. — Beide Geſetzen 
werden der durch 7 Mitglieder verſtärkten Agrar⸗ 
miſſion überwieſen. i 

Hierauf wird in die Tagesordnung eingeißften. 
Erſter Gegenſtand derſelben iſt die Verleſung der ter- 
pellation des Abgeordneten Dr. Löwe. Dieſelbe lahtet: 
„Beabſichtigt die Königl. Staatsregierung die gigen⸗ 
wärtig mit Rußland beſtehende Kartell-Konvention von 
1857 zu erneuern oder nach deren Ablauf durch eine 
ähnlichen Inhalts zu erſetzen?“ Der Präſident richtet 
an das Staats-Miniſterium die Anfrage, ob und wann 
dasſelbe bereit ſei, die Interpellation zu beantworten. 

Finanz- Minifter v. d. Heydt: Die Staats- 
regierung glaubt Anſtand nehmen zu wollen, über die 
in der Interpellation berührte Frage, welche wichtige 
Beziehungen zu einem Nachbarſtaate berührt, ſich ſchon 
jetzt in eingehende. Weiſe zu äußern. Sie muß es 
ſich daher verſagen, auf die Interpellation zu antworten. 

Der Präſident iſt der Anſicht, daß in dieſer 
Erklärung des Miniſters eine Ablehnung der Beant- 
wortung liege, und daß die Interpellation daher er⸗ 
ledigt iſt. 

Abgeordneter Dr. Löwe: Wie ich die Worte des 
Herrn Finanz⸗Miniſters verſtanden habe, ſo iſt ſeine 
Anſicht dahin gegangen, daß der gegenwärtige Augenblick 
ihm nicht angemeſſen erſcheint, die Interpellation zu 
beantworten. Mich hat bei der Interpellation nur der 
Gedanke gedrängt, dieſelbe zur Sprache zu bringen, 
bevor das Haus mit ſeinen wichtigen Arbeiten gedrängt 
wird. Wenn der Herr Minifter dieſer Anſicht zuſtimmt, 
ſo drängt mich nichts, die Sache heute zur Erledigung 
zu bringen. 5 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Ohne Weiterem vor- 
zugreifen, habe ich nur für heute die Beantwortung 
der Juterpellation ablehnen wollen. Präſident. Ich 
muß dem Herrn Finanzminiſter überlaſſen, die Sache 
wieder anzuregen. 

Zweiter Gegenſtand der Tages-Ordnung find Wahl⸗ 
prüfungen. Verſchiedene von den Abtheilungen geprüfte 
Wahlen werden für gültig erklärt, darunter auch die 
Wahlen der beiden ſchles wig-holſteinſchen Abgeordneten 
Kryger und Ahlmann, welche in der vergangenen Seſſton 
wegen Verweigerung des Eides auf die Verfaſſung aus 
dem Hauſe ſcheiden mußten. 

Der dritte und letzte Gegenſtand der Tagesordnung 
iſt die Schlußberathung über den Geſetzentwurf betreffend 
die Aufhebung des Zollerlaſſes bei der Verzollung fremder 
Waaren auf den Meſſen zu Frankfurt a. O. 

Wir haben von den Inhalt und die Urſachen 
dieſes Geſetzentwurſes bereits berichtet. Der Referent 
Abgeordneter Dr. Becker beantragt, dem Geſetzentwurf 
die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. Das 
Haus ſtimmt dem Antrage des Referenten ohne weitere 
Diskuſſton bei. Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Schluß der Sitzung 2 Uhr. Nächſte Sitzung: 
Sonnabend 10 Uhr. Tagesordnung. Vereidigung 
noch nicht auf die Verfaſſung vereidigter Mitglieder und 
Vorberathung des Staatehaushalts-Etats. General- 
Diskuſſion und Spezial⸗Diskuſſion über 1 und 2. (Herren- 
haus und Abgeordnetenhaus). 


Deutſchlaud. 

Berlin, 13. November. Se. Maj. der Kö⸗ 
nig iſt geſtern Abend in Begleitung der Prinzen Fried- 
rich Karl, Albrecht, Vater und Sohn, und des Ge- 
folges vom Schloſſe Crüden per Extrazug hierher zurück⸗ 
gekehrt. 

— An den Hofjagden in der Letzlinger Forſt am 
16. und 17. nehmen außer den Königlichen Prinzen 
auch der Kronprinz von Sachſen und der Großherzog 
von Mecklenburg Schwerin und der Erbprinz von Au- 
halt Theil. Der Großherzog von Sacjen - Weimar 
kann deshalb der Einladung zur Jagd nach Letzlingen 
nicht folgen, weil am Dienſtag bei der Ankunft der 
Kaiſerin von Rußland in Eiſenach das Diner ſtatt⸗ 
findet. In Berlin trifft die Kaiſerin Abends 10 Uhr 
ein und wird auf dem Anhalter Bahnhofe empfangen. 

— Die in der Donnerſtag⸗Sitzung des Abgeord- 
netenhauſes verleſenen amerikaniſche Schreiben laulen: 
„ Der unterzeichnete Geſchaftsträger der Vereinigten 
Staaten von Amerika beehrt ſich Sr. Hochwürden dem 
Herrn Präſidenten des Abgeordnetenhauſes v. Forcken⸗ 
beck einliegendes, von der Regierung der Vereinigten 
Staaten an das Haus der Abgeordneten Preußens mit 
begleitendem Buche gerichtetes Schreiben hiermit zu 
überſenden. (gez.) Alexander Bliß.“ 

„Staats⸗ Sekretariat zu Waſhington, den 10. De- 

zember 1867. 

An das Abgeordnetenhaus zu Berlin (Preußen). 
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i Zeitung. 


ag, den 13 November 


Nach Vorſchrift einer Reſolution des Kongreſſes 


m- der Vereinigten Staaten vom 2. März 1867, davon 


Abſchrift beiliegt, überreiche ich ein Buch mit der Bitte, 
es von der diesſeitigen Regierung entgegen zu nehmen 


als Zeugniß der Dankbarkeit des Volkes für die groß- 


herzigen Aeußerungen des Mitgefühls und der Theil⸗ 
nahme, welche aus Anlaß der damaligen durchlebten 
Nationaltrauer in jo rührender Weiſe durch das preu- 
ßiſche Abgeordnetenhaus dem Staats ⸗Sekretariate der 
Vereinigten Staaten übermittelt worden ſind. 
(gez.) William H. Seward.“ 

Die Reſolution des Kongreſſes ordnet an, daß ein 
Exemplar der auf den Tod Lincolns bezüglichen diplo⸗ 
matiſchen Korreſpondenz jeder Regierung, jeder Behörde, 
Korporation mit überſendet werden ſoll, deren Aeußerung 
darin abgedruckt iſt. 

Rendsburg, 12. November. Laut eines 
dem Königlichen Landtags-Kommiſſar vom Miniſterium 
des Innern zugegangenen Schreibens iſt genehmigt, daß 


‚eine aus drei Landtagsmitgliedern beſtehende Kommiſſion 


erwählt werde, um mit der Staatsregierung über eine 
dem nächſten Provinziallandtage zu machende Vorlage 
betreffend die Anweiſung von Staatsmitteln zu Provin- 
zialzwecken zu verhandeln. 

— Die Schlußberathung über die Städteordnung 
wurde in der heutigen Sitzung nach langer und leb 
hafter Debatte erledigt. Sämmtliche von dem Aus- 
ſchuß geſtellten Amendements wurden mit großer Ma- 
jorität genehmigt und der modifizirte Geſetzentwurf mit 
allen gegen zwei Stimmen angenommen. 

Wiesbaden, 12. November. Der Kom- 
munallandtag hat das Geſetz, welches die kommunal⸗ 
ſtandiſche Verwaltung regelt, mit weſentlichen Abär de- 
rungen angenommen. Namentlich wurde die ſtändiſche 
Gliederung des Landesausſchuſſes, ſowie die Königliche 
Betätigung des Landesdirektors abgelehnt, und der An⸗ 
trag, daß der Vorſitzende des Landtags künftig nicht 
durch den König ernannt, ſondern von der Verſamm⸗ 
lung gewählt werden ſolle, angenommen. 

Hana, 11. November. Die heutige „Han. 
Ztg.“ berichtet: „Wie wir hören, iſt heute bereits mit 
Bezug auf den Geſetzentwurf wegen Beſchlagnahme des 
Vermögens des Kurfürſten die Weiſung eingetroffen, zu 
verhindern, daß Werthgegenſtände aus den im Hanauer 
Kreiſe belegenen Schlöſſern entfernt werden. Vor das 
hieſige Schloß iſt zu dem Behufe ein zweiter Wacht- 
poſten geſtellt und die verſchiedenen Kaſtellane ſind mit 
Inſtruktion verſehen.“ 

Deßan, 12. November. (Poſt.) Vor eini⸗ 
gen Tagen berichtete ich Ihnen, daß wider Se. Hoheit, 
den Herzog, ſeitens der Grafen Stolberg bedeutende 
Prozeſſe angeſtrengt ſeien. Die Familie v. Kroſigk auf 
Paplitz iſt jetzt ebenfalls gegen den Landesherrn klagbar 
geworden und zwar auf Herausgabe eines bedeutenden 
Forſtkompleres — den ſogenannten Löſewitzer Buſch, 
bei Bernburg. Seit unvordenllichen Zeiten hat nämlich 
die Familie v. Kroſigk den Forſt an den damaligen 
Fürſten von Anhalt-Bernburg gegen Darleihung einer 
namhaften Summe verpfändet und zwar mit der aus- 
drücklichen Beſtimmung, beim Ausſterben der Fürſten⸗ 
linie Bernburgs den Forſt gegen Rückzahlung des Dar- 
lehns mit Zinſen zurück zu erhalten. Beim Tode des 
letzten Sproſſen der Bernburger Fürſtenlinie forderten 
dieſe daher den Bejig, deſſen Rückgabe der Herzog ver- 
weigert, indem der Werth des Komplexes ſich jetzt um 
das Vierfache geſteigert und er überhaupt weder geneigt 
noch gewillt ſei, den angeerbten Beſitz aufzugeben. Die- 
ſer Prozeß iſt von gleich großem Intereſſe und Wich- 
tigkeit. 

Dresden, 12. November. Das „Dresdener 
Journal“ meldet: Von den wegen des Dienſtmänner⸗ 
Tumults verhafteten 110 Perſonen ſind bis jetzt 97 
wieder entlaſſen worden. Höchſtens gegen 24 derſelben 
wird Anklage erhoben werden, welche nur auf Theil» 
nahme am Auflauf, beziehentlich Widerſetzlichkeit gegen 
die Polizeibehörde lauten wird. 

Ausland. 

Wien, 12. November. Unterhaus. Nachdem 
der Finanzminiſter das Budget pro 1869 vorgelegt 
hatte, wurde die Debatte über das Wehrgeſetz fortge- 
jest. §. 10 deſſelben wurde angenommen mit Hin- 
weglaſſung der Beſtimmung, daß die, welche in den 
erſten Jahrgang der Reſerve eintreten, noch während 
des vierten Jahres zum Altivdienft eingezogen werden 
können. Zu den Paragraphen 11 und 13 beantragte 
Rechbauer die Kriegsſtärke auf 600,000 Mann zu 
normiren und feſtzuſetzen, daß das Wehrgeſetz nur für 
die nächſten 6 Jahre in Kraft bleiben ſolle. Schindler 
beantragte eine Friedensſtärſe von 200,000 Mann und 
forderte die gänzliche Streichung der Beſtimmung über 
die Dauer des Wehrgeſetzes. — Bei der in der Abend 
ſitzung fortgeſetzten Debatte hob der Minifter Berger 
hervor, daß eine geſetzliche Normirung der Friedens- 
ſtärke für die Regierung ſehr beengend ſei. Der Mi⸗ 
niſter wies ferner darauf hin, daß in Ungarn das 


Geſetz bereits angenommen ſei, und bezeichnet es als 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


reich trotz des Dualismus in Machtfragen einig jet 
Nachdem beide Berichterſtatter das Wort ergriffen hat⸗ 
ten, wurden alle Anträge der Minorität abgelehnt und 
die Normirung der Kriegsſtärke auf 800,000 Mann 
für 10 Jahre mit großer Majorität angenommen. Die 
Firirung der Friedensſtärke wurde abgelehnt. Das erſte 
Alinea des $. 13, wonach der Reichsrath zehn Jahr 
hindurch auf jede Abänderung des Kontingents verzich⸗ 
ten muß, wurde mit 123 gegen 40 Stimmen — alſo 
der verfaſſungsmäßig gebotenen / Majorität — an⸗ 
genommen. 

Paris, 12. November. Der „Moniteur“ be⸗ 
ſpricht in ſeinem heutigen politiſchen Tagesbericht die von 
Disraeli bei Gelegenheit des Lordmajors-Banketts ge- 
haltene Rede. Namentlich hebt er die gegen die beun- 
ruhigenden Gerüchte hinſichtlich der Aufrechterhaltung des 
Friedens gerichtete Stelle hervor, wo Disraeli erklärt 
hatte, er ſehe weder ein Motiv zu einem Kriege, noch 
auch nur einen Vorwand zu einem Konflikt, und jährt 
dann fort: Obwohl Disraeli indeſſen eingeräumt hat, 
daß in der gegenſeitigen Stellung Frankreichs und Preu- 
ßens die neuerdings beendigten anſehnlichen Rüſtungen 
Grund zu einer gewiſſen Beſorgniß geben könnten, habe 
er ſich andererſeits hinzuzufügen beeilt, daß er überzeugt 
ſei, die Vermittelung der anderen Mächte würde nicht 
verſehlen, jede Veranlaſſung zur Mißhelligkeit zwiſchen 
dieſen beiden Regierungen zu beſeitigen. Dieraeli habe 
ſogar betont, daß dies eine günſtige Gelegenheit für das 
engliche auswärtige Miniſterium ſein könnte, ſeine guten 
Dienſte eintretenden Falles den beiden Mächten zu lei⸗ 
hen, die keine Angriffsgelüſte gegen einander hegten. 

London, 10. November. Wie aus Plymouth 
berichtet wird, wurde geſtern Morgen das eiſerne vier⸗ 
maſtige norddeutſche Auswandererſchiff „Palmerſton“, 
Kapitän Rolln, aus Hamburg mit 437 Emigranten 
und einer vollen Ladung an Bord, in einem ſehr leck⸗ 
haften und verfallenen Zuſtande in den Sund bugſirt. 
Das Schiff hatte nach einer Gwöchentlichen Fahrt 300 


Meilen weſtlich von Scilly einen Leck erhalten und ge⸗ 


ſtern bei Eddyſtone ſeinen Anker verloren. Während 6 
Tagen waren alle Paſſagiere, Männer und Frauen, an 
der Pumpe beſchäftigt. 25 Mann ſind zu ihrer Unter⸗ 
ſtützung abgegangen und morgen wird das Schiff in 
den Great-Weſtern Dock placirt werden. Der „Pal- 
merſton“ mit einem Tonnengehalt von 1800, war ur- 
ſprünglich ein Dampfer unter ſpaniſcher Flagge. 

Petersburg, 6. November. Das Projekt, 
die Großfürſtin Marie, die einzige Tochter des Kaiſers, 
mit dem Könige von Baiern zu vermählen, wird hier 
in den verſchiedenen Kreiſen ſehr verſchieden beurtheilt. 
Man will wiſſen, daß der König von Baiern den 
Uebertritt zum römiſch⸗katholiſchen Bekenntniſſe ſeitens 
ſeiner hohen Braut für unerläßlich hält. Unſere Ultra⸗ 
Orthodoxen find über ſolch Verlangen höchlichſt entrüftet. 
Andererſeits aber erzählt man, daß der Kaiſer die Frage 
dem Heiligen Synod oder einer ad hoe zu berufenden 
Konferenz von höheren Geiſtlichen zur Begutachtung und 
Entſcheidung überlaſſen will. Von dieſer Seite dürfte 
indeß leicht Widerſpruch gegen einen ſolchen Uebertritt 
erhoben werden. Die orthodoxe Geiſtlichkeit ſteht heute 
ſehr ſtark unter dem Einfluſſe der ultranationalen 
Preſſe, welche zugleich ultraorthodor iſt. Und dennoch 
wünſchen unſere Großpolitiker dieſe Verbindung aus 
anderen Gründen ſehr. Sie ſehen darin einen neuen 
Damm, welcher Preußen geſetzt wird. Des Kaiſers 
Tochter Königin von Baiern, des Kaiſers Schweſter 
Königin von Würtemberg, der Kaiſerin Bruder 
Großherzog von Heſſen, ſolche Verbindungen müſſen 
den Main unüberbrückbar machen. Haben auch die 
Familienbeziehungen der Höfe unter ſich heute nicht mehr 
die Bedeutung von ehedem, ſo ſind ſie doch auch nicht 
zu unterſchätzen. 

Petersburg, 12. November. Behufs Kom- 
pletirung der Armee und der Flotte ordnet ein Kaiſer⸗ 
licher Ukas eine Rekrutenaushebung im ganzen Reiche 
an, welche am 15. Januar 1869 beginnen und am 
15. Februar beendet ſein ſoll. Von jedem Tauſend 
der Bevölkerung ſollen die Rekruten ausgehoben werden. 

Batavia, 21. Ditober. Gegen die Inſel 
Baly (Klein Java) iſt eine zweite militäriſche Expedi⸗ 
tion entſant worden. 

Pommern. 

Stettin, 13. November. Den Hauptgegen- 
ſtand der geſtrigen außerordentlichen Stadtver— 
ordneten -Sitzung bildete die Vorlage des Magiftrats 
wegen Bewilligung eines Zuſchuſſes von 8000 Thaler 
zur Erweiterung der Parnitzthorpaſſage nebſt 
Brücke und der Herftellung einer zweiten Ver- 
bin dung der Stadt mit dem Central-Güter⸗ 
Bahnhofe. Der Referent, Herr Tieſſen, theilte 
zunächſt ein Reſtript des Herrn Handels miniſter mit, in 
welchem es heißt, daß der von der Stadt früher offe- 
rirte Beitrag von 5000 Thlr. zur Verbreiterung der 
Thorpaſſage entſchieden unzureichend und es 
Pflicht der Stadtgemeinde ſei, für die Herſtellung 
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äußerſt wichtig, den Beweis zu liefern, das ganz Oeſter- einer dem jetzigen Verkehr entſprechenden Verbindung 
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einzutreten. Der Herr Polizei⸗Direktor von Warnſtedt 
habe in Rückſicht auf die Ausdehnung, welche der Ver⸗ 
kehr jetzt gewonnen, die Anlage einer zweiten Brücke 
über die Parnitz oder eines zweiten Zufuhrweges von 
der Oberwiek aus nach dem Central-⸗Güterbahnhofe für 
nothwendig erklärt und die hieſige Regierung deshalb 
angewieſen, dieſem Projekte unverzüglich näher zu tre⸗ 
ten, nöthigen Falles auch die Stadt im Wege der rejo- 
mmteoriſchen Entſcheidung zur Anlegung eines zweiten Zu 
fſuhrweges anzuhalten. Die Regierung forderte demnach 
den Magiſtrat zur Aeußerung binnen 4 Wochen dar- 
über auf, was die Stadt für die zweckentſprechende 
Verbreiterung der Parnitzthorpaſſage zu thun Willens 
ſei und fernerweit zur Erklärung binnen 8 Wochen über 
die Art und Weiſe der Herſtellung eines zweiten Zu⸗ 
fuhrweges nach dem Bahnhofe, auf. In Folge deſſen 
beantragt nun der Magiſtrat bei der Verſammlung die 
Bewilligung eines Beitrages von 8000 Thlr. an den 
Fiskus unter der Bedingung, daß bei der Verbreiterung 
der Thorpaſſage das erweiterte Projekt (mit 2 Per- 
talen neben einander, um eine regelrechte Zu- und Ab- 
fuhre zu ermöglichen) zur Ausführung komme. Zur 
Begründung des Antrages hebt der Magiſtrat beſonders 
hervor, daß bei der beſtimmten Sprache des Hrn. Mi- 
niſters in jenem Reſkripte auf ein Zurückgehen desſelben 
füglich nicht zu rechnen ſei. Er giebt ſich ferner der 
Hoffnung hin, daß durch die Bewilligung der 8000 
Thlr. und die Ausführung des Projekts in der ange⸗ 
deuteten Weiſe die Stadt der Erfüllung der miniſteriellen 
Forderung wegen Herſtellung eines zweiten Zufuhrweges 
N überhoben werden würde. Die mit Prüfung der Vor- 
Aage betraut geweſene Finanz-Kommiſſi on it auf 
den Rezeß vom 26./ 29. November 1838 zwiſchen der 
Stadt und dem Fiskus wegen der Unterhaltung des 
Dammſchen Weges (zu welchem die Parnitzthorbrücke 
notoriſch gehört), zurückgegangen und iſt nach dem Wort⸗ 
laut des $. 2 jenes Rezeſſes zu der Ueberzeugung ge⸗ 
langt, daß rechtlich der Fiskus der zur Unterhaltung 
jener Brücke allein Verpflichtete it. Die Kommiſſion 
hat ſich ferner geſagt, daß die Stadt doch unter allen 
Umſtänden über kurz oder lang zur Herſtellung eines 
zweiten Zufuhrweges zum Bahnhofe genöthigt ſein werde 
und hat deshalb einſtimmig beſchloſſen, der Verſamm⸗ 
lung die Ablehnung des Magiſtrats-Antrages 

zu empfehlen. In der ſich hieran knüpfenden ausge- 
dehnten Debatte ſprach zuerſt Herr de la Barre gegen 
den Antrag der Finanz-Kommiſſion. Er bemerkte, daß 
man der Stadt durch die Ablehnung des Magiſtrats- 
vorſchlages bedeutend größere Opfer auferlegen werde, 
als wie jetzt von derſelben gefordert würden. Käme das 
Projekt in der vom Magiſtrat proponirten Weiſe zur 
Ausführung, jo wäre die dadurch herzuſtellende Paſſage 

für gewöhnliche Verkehrsverhältniſſe vorerſt ausrei⸗ 
chend und es könnten ſehr wohl noch Jahre hingehen, 
ehe eine abſolute Nothwendigleit zur Herſtellung eines 
zweiten Zufuhrweges eintrete. Schon der Aufſchub von 
einem paar Jahren würde (wenn man die Koſten die- 

ſer Herſtellung auch nur auf 100,000 Thlr. veran- 
ſchlage), die Zinſen reichlich einbringen, welche man 
durch die jetzige Ausgabe der geforderten 8000 Thaler 
erſpare. Er bitte deshalb dringend um Annahme des 
Magiſtratsantrages, umſomehr, als man gar keine 
Macht habe, den Herrn Miniſter von ſeinem Verlangen 
abzubringen. Herr Juſtiz-Rath Pitzſchky erflärte ſich 
im Weſentlichen mit der Anſicht des Vorredners ein- 
verſtanden, er erkennt auch die rezeßmäßige Verpflichtung 
des Fiskus zur Unterhaltung der Parnigthorbrüde im 
Allgemeinen an, iſt indeſſen der Anſicht, daß ſich 
dieſelbe nur auf die Brücke in ihren jetzigen Dimen- 
ſionen erſtrecke und hält es für fraglich, ob Fiskus auch 
dann verpflichtet ſei, wenn es ſich um neue Einrichtun⸗ 
gen oder Veränderungen des jetzigen Zuſtandes der 
Brücke handle. Herr Hafer giebt ſich nicht der Hoff- 
nung hin, daß die Stadt durch Hergabe der 8000 
Thlr. der Verpflichtung zur Herſtellung eines zweiten 
Zufuhrweges enthoben ſein würde. Müſſe letztere 


aber doch erfolgen, jo würde es ja thöricht ſein, wenn! 


die Stadt die qu. 8000 Thlr. fortgeben und ſie nicht 
ſogleich zu dem vorerwähnten Zwecke verwenden wollte. 
Herr Dr. Wolff, kann der Haler'ſchen Anficht nur theil- 
weiſe zuſtimmen; er behandelt dann in einer längeren 
Auseinanderſetzung die materielle Rechtsfrage und 
empfiehlt ſchließlich den Antrag de la Barre zur An- 
nahme. Herr Tieſſen erklärte, den peſſimiſtiſchen Stand 
des Vorredners nicht theilen zu lönnen; die Stadt habe 
durch den Rezeß ein klares Recht und könne er ſich der 
Hoffnung nicht verſchließen, daß auch der Herr Mini- 
ſter von jenem Rechte zu überzeugen ſein würde. Herr 
Stahlberg erachtet die Forderung der Anlage eines 
zweiten Zufuhrweges als in der Billigkeit und Gerech⸗ 
tigkeit beruhend und würde es beklagen, wenn dieſe Au⸗ 
lage zwangsmeije und die Art und Weiſe derſelben ald- 
dann vielleicht ganz den Wünſchen der Stadt zu⸗ 
wider zur Ausführung käme Die Kaufmannſchaft 
habe die Anlage als durchaus nothwendig erkannt 
und auch die Königliche Polizei Direktion gehe 
längft mit der Abſicht um, die Herſtellung eines zweiten 
Weges zu erzielen. Der Herr Miniſter habe ſeiner 
Meinung nach gar nicht anders entſcheiden können, als 
geſchehen und empfehle er die Annahme des Magiſtrats⸗ 
antrages. Herr de la Barre vertheidigt wiederholt 
ſeine Anſicht, wogegen Herr Rechnungsrath Steinicke 
die Anſicht der Finanz- Kommiſſion vertritt und deren 
Antrag zum Annahme empfiehlt. Herr Dr. Zachariae 
beleuchtet in einer längeren Rede vorzugsweiſe den 
Rechtsſtandpunkt, wobei er ſeine Anſicht dahin aus⸗ 
ſpricht, daß die Verpflichtung des Fiskus im vorliegen- 
en Falle unzweifelhaft und das ſchlagende Argument 
2 >. * « * 
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der Verſammlung Kenntniß, daß er bei dem Verkaufe zur Vorſicht mahnen. Erkrankte Kinder find namentlich 
des Gutes Cavelwiſch nebſt Zubehör das Vorkaufsrecht vor Erkältung und Zugluft zu ſchützen, will man die 
ausgeübt habe. (Der Kaufpreis beträgt 8 1,205 Thlr.) nachtheiligſten Folgen verhüten. 

— In dem Submiſſionstermin auf das ſtädtiſche Leichen WVoermiſchtes. 
fuhrweſen iſt der Fuhrherr F. Rütz Mindeſtfordernder Berlin. „ Söhne einer 
geblieben und ertheilt die Verſammlung nach kurzer angeſehenen Familie, verſchwunden. Ein biefiger Buch⸗ 
Debatte ‚hre Suftinmung zu dem Seitens des Magi⸗ händler, deſſen 14 und 15 Jahre alte Kinder ſeit dem 
ſtrats nit dieſem Unternehmer geſchloſſenen Vertrage. — Tode der Mutter in einer Penſion erzogen worden wa⸗ 
Die Vaſammlung erklärt ſich damit einverftanden, daß ren, hatte dieselben nach feiner Wiederverheirathung zu 
der Pionter-Abtheilung gegen eine monatliche Miethg- ſich ins Haus genommen. Die Knaben wurden ſehr 
entſchäd gung von 4 Thlr. während der Monate No- aut halten, defl achtet ſchei ſich d icht 
vember bis ult. Februar die Benutzung der Turnhalle gut gehalten, Ata 0 A r N 
2 n : in dem elterlichen Haufe heimiſch gefühlt zu haben, denn 
für 12 Unteroffiziere, die ſich zu Vortnrnern ausbilden vor mehreren Tagen haben ſie ſich heimlich unter Mit⸗ 
ſollen, gejtattet werde. ER Herr Dr. Moſt. theilte nahme des nöthigen Reiſegeldes entfernt, ohne daß bis 
ſchließlih noch mit, daß die Beſichtigung des ſtädtiſchen jeßt eine Spur von ihnen aufzufinden it 

Mujeums, zu der er als Mitglied der Verſammlung g 

deputirt geweſen, am Sonntag ſtattgefunden habe. Die Schiffsberichte. 

bei diefer Gelegenheit geäußerten Wünſche wegen ander- . Swinemünde, 12 Noobr. Augekommene Schiffe: 
weiter Placirung einzelner Gemälde habe der Vorſtand ae et a eg Be 
des Kunſtvereins bereitwilligſt zu erfüllen übernommen.] Sunderland. Turvo, Engmann von Stockholm. Hermine 

— Dir Herr Miniſterpräſident Graf Bismarckſ Frank von Gent. Viktor (SD), Krüger von Riga Fal⸗ 
trifft, wie vom Schloſſe Varzin gemeldet wird, am fen (SD), Sellmann von Kopenhagen. * oljatia (SD), 
1. Daember von dort in Berlin ein. ei eg Pe K 

— Für das Seebataillon, deſſen Verſtärlung Rreuteibt von Königsberg. Louiſe, oi ar 
bevorſteht, ſowie für die Seeartillerie wird gegenwärtig Berdeaux. Johanna, Klölkorn von Stockholm. Amalie, 
im Umfange des ganzen Landes mit der Erſatzaushebung] Janſohn von Hernöſand Emanuel. Larſen von Memel. 
vorgegangen. Anna, Banfelow; Maria, Krüger von Rügenwalde. Ge⸗ 

— Am heutigen Geburtstage Ihrer Majeſtät der 
Königin-Wittwe erſcheinen die im Dienſte befind- 
lichen Mannſchaften des Grenadier-Regiments Königs 
Friedrich Wilhelm IV. (1. pomm. Nr. 2) im Sonn- 
tagsanzuge mit dem Haarbuſch auf dem Helme, ebenſo 
die Poſtillone mit mit dem Haarſtuß am Hute. 

— Die Fiſcher Friedrich Tie wes und Ferdinand 
Schroeder aus Ahlbeck haben am 28. Auguſt d. J. 
eine Perſon, deren Boot auf der Oſtſee bei einem 
Gewitterſturm umgeſchlagen war, mit eigener Lebens- 
gefahr von dem Tode des Ertrinkens gerettet, wofür 
denſelben eine Geldprämie bewilligt worden iſt. 

— Verſetzt find: der Ober-Inſpektor Schlie- 
bitz in Demmin in gleicher Eigenſchaft nach Swine⸗ 
münde, desgleichen die Haupt⸗Amts-Aſſiſtenten A ſch er 
in Tribſees nach Wolgaſt und Heydemann von Wol- 
gaſt nach Stargard; der Steuer-Anfſeher Schulz in 
Jarmen als Ihor-Kontroleur nach Anclam; der Zoll- 
bootsmann Hinkeldey in Saal als Packhofswärter 
nach Stettin. 

— An Stelle des Polizei-Sekretärs Völker iſt der 
Polizei-Aſſeſſor Dr. Bautz hierſelbſt zum Polizei-An⸗ 
walt für den Landbezirk des hieſigen Königlichen Kreis- 
gerichts und zugleich zum Subſtituten des Polizei-An⸗ 
walts für den Stadtbezirk, Polizeirath Mannkopf — 
welcher auch ferner der Vertreter des Polizei-Anwalts 
für den Landbezirk bleibt — kommiſſariſch und wider⸗ 
ruflich ernannt. 

— Der bisherige Hülfsdeputirte Fürſtenthumſchen 
Kreiſes, Rittergutsbeſißzer v. Kamecke auf Gerfin, iſt 
in Stelle des verſtorbenen Deputirten dieſes Kreiſes, 
des Rittergutsbeſitzets von Rhade auf Funkenhagen, 
zum Landſchafts⸗Deputirten gewählt. 

. der hieſigen Friedrich-Wilhelms⸗Schule 
iſt die Beförderung des Kollaborators Meyer zum 1523 9 e 1655 111 
ordentlichen Lehrer, ſowie die definitive Anſtellung des AR vu Neil 5. br. 54, Gentl 327% he gen 
Schulamts-Kandidaten Dr. Ernſt Meyer als Kolla-| e 
borator genehmigt. Hr — _— 

— Perfonal-Veränderuugen im Bezirke des hie- 3 ee 417 8 
ſigen Appellationsgerichts für den Monat Oktober: amsterdam +++. .enennennen 8 Tag. 142% bz 
I. Ernannt: 1) der Gerichts -Aſſeſſor Graefe zum ˖* en 2 ut. 14½ B 
Kreisrichter bei dem Kreisgericht zu Naugard, mit der oudon 3 HE 23% B 
Funktion bei den Gerichts-Kommiſſionen in Gollnow z] Karte en RT Tg. 8 81% bz 
2) der Gerichts⸗Aſſeſſor Maß zum Kreisrichter beiee 2 U. 80% B 
dem Kreisgericht zu Cammin; 3) den Gerichts-Aſſeſſor[ Zromen unennnnnene 3 Mt. 
Baath zum Kreisrichter bei dem Kreisgericht zu Star- — Petersbt re 
gard, mit der Funktion bei der Gerichts-Kommiljion e e te Br 15 
in Noerenberg. II. Befördert: 1) der Appellations- | Preuss. Bunk 4 
gerichts-Referendarius Schneider zu Cammin zum Ste.-Aul.54 57 ———— 459 
Gerichts-Aſſeſſor; 2) der Appellationsgerichts-Auskultator[ „ %ꝶiꝛũ: 8 
von Petersdorff zu Stargard zum Appellationsge-[ p. Präm.-A nl. Ben 34, 
richts-Neferendarius; 3) der Appellationsgerichts-Bureau-⸗ Pomm. Pldbr. +++ nr 3 
Aſſiſtent Willert hierſelbſt zum Appellationsgericht⸗H nm „„ ‘ 
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nur jet, daß der Miniſter die Macht in den Händen 
habe, vermöge deren er ſeinen Forderungen Geltung zu 
verſchaffen ſuche. Redner führt ferner aus, daß, wenn 
man auch den Anordnungen der Landespolizeibehörde 
nicht entgehe, doch die Entſchädigungsklage gegen 
den zur Herſtellung der Verkehrsſtraße Verpflichteten 
(welches hier der Fiskus ſei) zuläſſig habe. Vorläufig 
habe man ſich nur mit der Frage zu beſchäftigen, ob 
man für den Fiskus lediglich deshalb Straßen bauen 
wolle, weil dieſer erkläre, er thue es nicht. Er em- 
pfiehlt ſchließlich die Annahme des Antrages der Finanz- 
Kommiſſion. Herr Stadtbaurath Hobrecht vertheidigt 
in einem, die vorliegende Frage von den verſchiedenſten 
Seiten beleuchtenden ausführlichen Vortrage den Vor- 
ſchlag des Magiſtrats. Man dürfe nicht immer fragen: 
„Was iſt das Rechte?“, ſondern man müſſe auch fra- 
gen: „Was iſt das Nützlichſte?“ Derſelbe weiſt dem- 
nächſt auch darauf hin, daß es außerordentlich leicht 
ausgeſprochen, aber ſehr ſchwer gethan ſei, einen zweiten 
Zufuhrweg anzulegen und giebt eine generelle Ueberſicht 
der mit Herſtellung eines ſolchen Weges verbundenen 
Terrainſchwierigkeiten ſowie der ungefähren Koſten. Herr 
Dr. Wolff bemerkt gegen Herrn Dr. Zacharige, daß 
es zwar einen ſchönen fetten Prozeß zwiſchen der Stadt 
und dem Fiskus geben könne, er ſich für ſeinen Theil 
aber lieber mit einem mageren Vergleich begnüge; er 
hoffe dabei nicht in den Verdacht zu gerathen, daß ihm 
das Recht überhaupt gleichgültig ſei. Im wahren 
Intereſſe der Stadt erkläre er ſich deshalb wieder— 
holt für die Bewilligung der 8000 Thlr. Nach einer 
Schlußbemerkung des Referenten wurde zur Abſtimmung 
geſchritten, welche das bereits mitgetheilte Reſultat der 
Ablehnung der Magiſtratsvorlage ergab. — Hiernächſt 
berichtete Herr Kreich über das Reſultat der Berathun- 
gen der laut Beſchluß vom 25. Auguſt er. niederge- 
ſetzten gemiſchten Kommiſſion in der Frage wegen Ber- 
breiterung der Oberwiekſtraße und Wiederaufrahme der 
Verhandlungen wegen Erwerbung der Baſtion X. Sei⸗ 
tens der Stadt. Die Kommiſſion hat einſtimmig 
beſchloſſen, die Verhandlungen wegen Anlegung einer 
Oderuferſtraße aus mehrfachen Gründen vorläufig ruhen 
zu laſſen und ſich ferner mit 11 gegen 4 Stimmen 
für Wiederaufnahme der Verhandlungen mit dem Mili- 
tärfiskus wegen käuflicher Ueberlaſſung der Baſtion X 
entſchieden. Auf das desfallſige Schreiben des Magi- 
ſtrats an die Königliche Kommandantur hat letztere in⸗ 
deſſen erklärt, daß nachdem der frühere Rezeß hinfällig 
geworden, derſelbe nicht mehr als Baſis fernerer Unter- 
handlungen dienen könne und daß neue Verhandlungen 
nur dann eintreten könnten, wenn die Militärbehörde 
eine Garantie für beſſere Erfolge als früher habe. Auf 
Vorſchlag der Kommiſſion hat ſich der Magiſtrat damit ein ⸗ 
verſtanden erklärt, daß die Verhandlungen nicht weiter fort⸗ 
geführt werden. Die Verſammlung nahm von den gefaßten 
Beſchlüſſen Kenntniß. Der Magiftrat hat der Verſammlung 
den Situationsplan über die zwiſchen dem Regierungskom⸗ 
miſſar, Herrn Polizei-Direltor v. Warnſtedt und 
Kommiſſarien des Magiſtrats ſowie der Fortifikation 
vereinbarte Fluchtlinie für die Wiederbebauung des ab⸗ 
gebrannten Theiles der Oberwiek, nach welchem die 
Straße 48° Breite erhalten ſoll, zur Genehmigung 
überſandt. Herr Kaſeburg ſpricht gegen Ertheilung 
derſelben, indem er bemerkt, daß durch die feſtgeſtellte 
Linie namentlich die an der Waſſerſeite belegenen Grund- 
beſitzer erheblich geſchädigt würden, da ſie bedeutendes 
Terrain zur Straße abtreten ſollten, wogegen dies bei 
den gegenüberliegenden Beſitzern Stahlberg und Rück⸗ 
forth nicht der Fall ſei. Er beantragt deshalb die 
Niederſetzung einer Kommiſſion zur naheren Prüfung 
des Planes und Vertagung der Beſchlußfaſſung über 
die beantragte Genehmigung bis zur nächſten ordentlichen 
Sitzung. Herr Leo Wolff tritt dem Antrage bei, da 
es den einzelnen Mitgliedern der Verſammlung auch 
noch nicht möglich geweſen ſei, ſich aus dem Plane ge- 
nügend zu orientiren. Nachdem noch von anderer Seite 
bemerkt worden, daß man die beantragte Genehmigung 
nicht ertheilen könne, ohne ſich gegen ſpätere Verbind⸗ 
lichkeiten, welche aus derſelben herzuleiten, zu verwahren, 
es ſich vielmehr empfehle, nur einfach Kenntniß von 
dem Plane zu nehmen, wurde der Antrag des Herrn 
Kaſeburg angenommen und die Kommiſſion aus 8 Mit- 
gliedern (2 aus jeder Abtheilung) gebildet. — Der 
Magiſtrat theilt der Verſammlung ferner mit, daß, da 
durch die nach dem Bebauungsplan für die Neuſtadt 
projektirte Anlage einer zweiten Freitreppe am Kirch⸗ 
platze nicht nur die Einfahrt zum Arſenalgebäude un⸗ 
möglich gemacht, ſondern auch der dort befindliche Platz 
beſchränkt werden würde, und da ferner der Magiſtrat 
und die Polizeidirektion eine Treppe als ausreichend er- 
achtet, dem Herrn Oberpräſidenten wegen Verlegung und 
Verbreiterung der vorhandenen Treppe eiue Vorſtellung 
eingereicht jei. — Für eine ganze Anzahl von Armen- 
pflegern, deren Dienſtzeit nächſtens abläuft, werden Neu- 
wahlen vorgenommen, die zum größten Theile auf die 
bisherigen Mitglieder fallen. — Der bisherige Pächter 
des Invalidenhauſes, Holz, hat für dasſelbe (welches 
früher nur 183 Thlr. 25 Sgr. Pacht eintrug) in dem 
neueſten Verpachtungstermin 399 Thlr. und der Vieh⸗ 
halter Roſenthal für zwei Parzellen auf der Galg⸗ 
wieſe ca. 17 Thlr. Pacht geboten. Beiden wurde der 


Stettin, 13. November. Witterung: trübe. 
Wind NW. Temperatur ＋ 5 R. 
An der Börſe. 

Weizen feſt, loco per 2125 Pfd. gelber inländ. 
69 71 ½ 34, ungar. 60—66 %, bunter 68-69 ½ , 
weißer 72—75 , 83 —8öpfd. pr. November 70 . 
bez., Frühjahr 68 ½, ½ . bez. u. Gd. 

Roggen feſt, per 2000 Pid. loco 55— 569 , 
November 55 ¼½, ½ a bez. u. Br, ½ Gd., Dibr.» 
Jan. 53 % bez., Frübjahr 52%, 53, 52 1 bez, 
Br. u. Gd., Mai- Juni 53% % bez. u. Br. 

Gerſte dilliger verkäuflich, per 1750 Pfd. loco 
Oderbruch 53 —54½ , märker 52—54 . ungar. 
ordinäre 44451, , beſſere 47—49 , feine 50 bis 
51 M, ſchleſ. Frühj. 69 70pfd. 50 „ bez. 

Hafer feft, pr. 1300 Pfd. loco 35 36 %, 47. bis 
50pfd. per Mai- Juni 36 ¼ 9% bez, Frühj. 34% 2% bez. 

Erbſen ohne Umfag. 

Rüböl unverändert, loco 9¼ A Br. November 
9½% 94 Br, Im.⸗Febr. 9½ RG bez., April⸗Mai 9½ 
M bez, September⸗Oktober 9% 9% Br. 

Spiritus behauptet, loco ohne Faß 16 ½7, ½ 
bez., Novbr. 15%, 7% Gd., 1% bez., Novbr.⸗Dezbr. 
1515, „ bez, Frühjahr 16 * bez., 1 Gd. 

Regulirungs⸗Preiſe: Weizen 70, Roggen 55 ½, 
Rüböl 9½, Spiritus 15%. 

Berlin, 13. November. Staatsſchul ſcheine 81% 
Staats-Anfeihe 4½ % 984%. Pomm. Pfandbriefe 84%. 
Berlin-Stettiner Eiſenbabn Aktien 130% Meckl. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 74 ½. Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗Aktien 192 ½. 
Stargard ⸗Boſener Eiſenb.⸗Aktien 94. Oeſterr. National- 
Anleihe 555 5. Oeſterreichiſche Banknoten 8785. Ruſſiſche 
Noten 839. Amerikaner 6% 797%. Wien 2 Mt. 8614. 
Petersburg 3 W. 9274. Coſel-Oderberger 113 ½ Lom- 


% 


0 ” 

Sekretär, 4) der Kreisgerichts-Bureau-Ajiftent und ir, Monte ne 20. 
Depoſital-Rendant Schröder zu Swinemünde zum 
Appellationsgerichts-Bureau-Aſſiſtenten; 5) der Bureau⸗ „ Prior 
Diätarius Segler zu Gieifenhagen zum Bureau 5 
Aſſiſtenten bei dem Kreisgericht zu Anclam, mit der 8 8 * 
Funktion bei der Gerichts-Deputation in Swinemünde] „Stadt- 4% 
unter gleichzeitiger Beſtellung desſelben zum Sportel- St. Börsenhaus- O.. 1 
Rezeptor und Depoſital-Kaſſen-Rendanten; 6) der Bu- | St. Schauspielh.-O, .. 0 
reau-Diätarius Goehtz zu Greifenberg zum Bureau- eee ee let | 
Aſſiſtenten bei dem Kreisgericht in Cammin. III. Ver⸗ ee e 
ſetzt: der Kreisrichter Tietz zu Regenwalde an das br. Ban. e Saul | 
Kreisgericht in Naugard. IV. Verſtorben: 1) der] Pomerania. : 
Kreisgerichts-Rath Kloetzke zu Labes; 2) der Kreis- FAA t 
gerichts-Selrctär Witt zu Stettin. V. Ausge- 1 ar? 
ſchleden: 1) der Gerichts-Aſſeſſor Dr. Schönberg, pom. N 
Behufs des Uebertritts in das Reſſort des Königlichen N, St. Zuckersied.- -- 
Miniſteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegen- Masch. Zuckerfabrik. 
heiten; 2) der Appellationsgerichts⸗Reſerendarius von . 2 
Brauchitſch Behufs des Uebertritts in das Departe | gr. Portl.-Comentl. +++ +: 
ment des Appellationsgerichts zu Hamm. St. Dampfschlepp G. 4 
Zuſchlag erthelt. — Die Verſammlung bewilligte die |, Auclam, 12. November. Man hört jetzt! St. Dampfschi 25 A 
Koſten zur Aufftellung von 4 neuen Petroleum-Laternen | viel von Majern und Scharlach in der Stadt und Um⸗ ene E 

zur beſſeren Beleuchtung der Parnitzthorpaſſage; ferner gend reden. Dieſe eigentlich ſonſt häufig im Frühjahre] Valkaun er een 

noch 200 Thlr. für Hülfsleiſtungen in den kädtiſchen bei den Kindern auftretende Ausſchlagskrankheit ift kon-⸗[St. Dampfmühlo . +. —j 4 
Büreaus zu den pro 1868 bereits etatsmäßig ausge- tagiös (d. h. anſteckend). Schnupfen, Huſten, Empfind- ere ee d PERL | . 
worfenen 447 Thlr., und 327 Thlr. 23 Sgr. zur) lichkeit, leichte Entzündung der Augen, Thränen derſel⸗ eee N 
Herftellung von Waſſerleitungs-Einrichtungen auf dem ben, Lichtſcheu, Halsbeſchwerden, Sſirnkopfſchwerz ꝛc., | Gemeinn. Bauges -- REN 5 
Grundſtücke der Gasanſtalt. — Der Magiſtrat giebt] dabei Fieber und trockene Hitze der Kinder ſollen Eltern Grabow Stadt-O bl. 5 
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